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   „Cabrio“-Lösungen für platte Aldi-Dächer
Interview | Dr. Susanne Schießer und Dr. Burkhard Reppich, Sozietät Sibeth in München

Klimaschutz und Nachhaltigkeit sind 
die Themen der Zukunft, auch und 
vor allem für Unternehmen. Die In-

vestitionen in entsprechende erneuerbare 
Energien gewinnen immer mehr an Be-
deutung. Photovoltaik-Anlagen auf Gewer-
beflachdächern – die sogenannte „Cabrio“-
Lösung – bieten ein interessantes Ge-
schäftsmodell mit Win-win-Effekten. Der 
WirtschaftsKurier sprach mit Dr. Susanne 
Schießer und Dr. Burkhard Reppich, beide 
Salary Partner der überregional tätigen Si-
beth Partnerschaft, über die Solarstromko-
operationen und die Anforderungen an die 
Vertragsgestaltung.

WirtschaftsKurier: Herr Dr. Reppich, Sie 
haben entsprechende „Cabrio-Projek-
te“ in der jüngeren Vergangenheit juris-
tisch begleitet. Stellen Sie fest, dass die 
Nachfrage nach diesem Kooperations-
modell durch die Finanzkrise zurück-
geht?

Dr. Burkhard Reppich: Nein, denn Erneu-
erbare-Energien-Projekte sind insbe-
sondere im Bereich Solarstrom mehr 
denn je zukunftsfähig und nachhaltig. 
Dazu kommt, dass die europaweit ge-
setzlich garantierten, hohen Strom-Ein-
speisevergütungen mit langen Lauf -
zeit en von bis zu 25 Jahren Invest-
itionen in entsprechende Projekte in 
wirtschaftlich unsicheren Zeiten mehr 
denn je interessant machen. Um ein 
solches Investment dauerhaft erfolg-
reich zu gestalten, sind aber neben der 
Berücksichtigung spezieller technischer 
Anforderungen auch besondere rechtli-
che Erfordernisse zu beachten. Und 
dies gilt im Zeichen der Finanzkrise 
ganz besonders. 

WiKu: Müssen entsprechende Verträge 
heute anders aussehen als noch vor ein 
oder zwei Jahren?

Reppich: Im Prinzip galt es immer schon, 
bei entsprechenden Kooperationen ei-
ner Gemengelage unterschiedlichster 
Interessen gerecht zu werden. Sind der 
Gebäude- bzw. Grundstückseigentümer, 
der Betreiber der Photovoltaik-Dachan-
lage, der Mieter und die Investoren bzw. 
beteiligten Banken allesamt eigenstän-
dige Parteien, kann das schon mal kom-
pliziert werden. Im Kern geht es dabei 
um die Abgrenzung von Eigentumsrech-
ten und Sicherheiten.

WiKu: Können Sie uns das an einem Bei-
spiel erläutern?

Reppich: Der Betreiber der Photovoltaik-
Dachanlage und die ihn finanzierende 
Bank müssen sicher sein können, dass 
das Eigentum an der Dachanlage vom 
Grundstücks- bzw. Gebäudeeigentum 
getrennt bleibt – durch die bauliche 
 Verbindung von 
Gebäude und 
Anlage bei der 
Installation wür-
de ohne speziel-
le vertragliche 
Regelung aber 
ein einheitlicher 
Gegenstand ge-
schaffen: Die 
meisten Rechts-
ordnungen ge-
hen bei bestimmten Voraussetzungen 
davon aus, dass das Eigentum an den 
einzelnen Teilen einer Solaranlage, die 
an oder auf einem Gebäude installiert 
wird, „untergeht“ oder besser: auf den 
Gebäude- bzw. Grundeigentümer über-
geht, wenn es im Rahmen der Installati-
on zu einer festen Verbindung mit dem 
Gebäude bzw. mit dem Grund und Bo-
den kommt. Deshalb ist für den Betrei-
ber wichtig, dass sein Eigentumsrecht 
gewahrt bleibt, sei es, um der finanzie-
renden Bank eine entsprechende Sicher-
heit bieten zu können, sei es, um sicher 
sein zu können, dass ihm die Anlage 
zum Beispiel bei einem Verkauf oder ei-
ner Zwangsversteigerung der Immobilie 
erhalten bleibt. Das geht normalerweise 
über die Eintragung von Dienstbarkei-
ten auf die Immobilie, das heißt, der Be-
treiber hat ein Recht auf die Nutzung 
des Daches, das unabhängig vom Besit-
zer besteht und im Zweifel mitveräußert 
bzw. mitgekauft werden muss. 

Dr. Susanne Schießer: Die Bank, die den 
Errichter der Photovoltaik-Anlage finan-
ziert, beansprucht für ihre Dienstbarkeit 
den ersten Rang, da sie nur so im Falle 
einer Zwangsversteigerung 100-prozen-
tig sicher sein kann, dass diese Dienst-
barkeit auf den neuen Eigentümer in der 
Zwangsversteigerung übergeht und da-
mit der Weiterbetrieb der Solaranlage 
auch nach der Zwangsversteigerung ge-
sichert ist. Die Bank, die den Gebäude-
eigentümer und Vermieter bei Errich-

tung oder Kauf des Gebäudes finanziert, 
beansprucht üblicherweise mit ihrer 
Grundschuld den ersten Rang im 
Grundbuch vor allen weiteren Grund-
schulden bzw. Dienstbarkeiten und wird 
sich im Zeichen hoher Sicherheitsanfor-
derungen an Kredite wiederum weigern, 
anderen auf ihr als Sicherheit verpfän-

detes Gut gleich-
rangige Rechte zu-
zugestehen. 
WiKu: Das bedeutet 
dann aber: Solche 
Projekte lassen sich 
mit Bankenbeteili-
gung derzeit nicht 
realisieren?
Schießer: Nein, es 
gibt Auswege, die 
uns die Vertragsge-

staltung eröffnen kann: Sollte hinsicht-
lich der Eintragung von Sicherungsan-
sprüchen kein Einvernehmen zwischen 
den Beteiligten erzielt werden können, 
kann auch eine schuldrechtliche, nicht 
ins Grundbuch einzutragende soge-
nannte Liegenbelassungsvereinbarung 
den Sicherheitsinteressen des Photovol-
taik-Betreibers und seiner finanzieren-
den Bank weitestgehend Rechnung tra-
gen. Das Beispiel zeigt aber deutlich, 
dass die rechtssichere Gestaltung einer 
Investition in eine Photovoltaik-Dach-
anlage vielfältigen Umständen Rech-
nung tragen muss und durch die aktuel-
le Situation nicht einfacher geworden 
ist. Dass auch deutsche Gerichte bis hin 
zum höchstrichterlichen BGH mit der 
Klärung von einschlägigen Rechtsfragen 
betraut wurden, zeigt die hohe Relevanz 
des Themas.

WiKu: Wirkt sich eine Liegenbelassungs-
vereinbarung nicht ähnlich negativ auf 
die Refinanzierungsmöglichkeiten der 
beteiligten Banken aus? Sie müsste 
doch im Versteigerungsfall den erziel-
baren Kaufpreis drücken und daher 
auch den Interessen der Bank zuwider-
laufen. 

Schießer: Bei einer Liegenbelassungsver-
einbarung tritt nun die Dienstbarkeit 
zu gunsten des Photovoltaik-Betreibers 
bzw. dessen finanzierender Bank hinter 
die Grundschuld der baufinanzierenden 
Bank zurück. Die baufinanzierende Bank 
vereinbart jedoch mit allen übrigen Be-

teiligten, dass sie im Fall einer Zwangs-
versteigerung veränderten Versteige-
rungsbedingungen und der „Liegenbe-
lassung“ der Dienstbarkeit auf dem 
Grundstück zustimmen wird, obwohl 
die Dienstbarkeit nachrangig nach ihrer 
Grundschuld eingetragen ist und damit 
nach den Regelungen des Zwangsver-
steigerungsgesetzes eigentlich erlöschen 
würde. Dies kann natürlich dazu führen, 
dass ein Erwerber in der Zwangsverstei-
gerung, der möglicherweise an einer an-
deren Nutzung interessiert ist, nur noch 
einen geringeren Preis bietet, was wie-
derum zum Nachteil der baufinanzie-
renden Bank sein könnte. Dies hängt 
allerdings eng mit dem Nutzungswillen 
des Erwerbers und mit der im äußerst 
ungewissen Zeitpunkt einer möglichen 
Zwangsversteigerung gegebenen wirt-
schaftlichen Situation zusammen. Ob 
diese wirtschaftlichen Nachteile die Re-
finanzierung der Banken auf dem Pfand-
briefmarkt beeinträchtigen, ist derzeit 
umstritten, sodass auch diese Lösung 
zwischen allen Beteiligten im Einzelfall 
abgestimmt werden muss.

WiKu: Ein bekanntes „Cabrio“-Projekt 
nutzt die Flachdächer von Aldi-Logis-
tikzentren nicht nur in Deutschland, 
sondern auch im südeuropäischen Aus-
land. Ist die rechtliche Lage hier ähnlich 
kompliziert? 

Reppich: Ein Partner mit mehreren, prak-
tisch baugleichen Gebäuden ist für eine 
solche Kooperation natürlich besonders 
attraktiv. Der Hintergrund: Vor jeder In-
stallation muss die Gebäudekonstruk-
tion in statischer Hinsicht überprüft und 
die vorhandene Dachqualität einge-
schätzt sowie die Anlagenkonfiguration 
auf diese Erfordernisse ausgerichtet 
werden. Um ein Höchstmaß an Effizienz 
zu erzielen, bietet sich daher die Installa-
tion von Photovoltaik-Dachanlagen auf 
einer Vielzahl gleicher oder ähnlicher 
Dachkonstruktionen an, das mindert er-
heblich die Projektierungskosten und 
stärkt die Rendite. Werden dabei, wie 
im zitierten Fall, die Grenzen von Län-
dern und Jurisdiktionen überschritten, 
wird es zumindest in Europa nicht 
grundsätzlich komplizierter – entspre-
chende Vorkehrungen in Bezug auf die 
Sicherung von Eigentumsansprüchen 
sind nämlich auch in den anderen euro-

päischen Rechts ordnungen notwendig 
und gängig. 

Schießer: In Spanien werden die Nut-
zungsrechte des Betreibers ebenfalls 
über Dienstbarkeiten gesichert, die auch 
ins Grundbuch eingetragen werden sol-
len. In Frankreich wird üblicherweise 
ein besonderer, auch grundbuchrecht-
lich gesicherter Pachtvertrag abgeschlos-
sen. Auch das französische Recht kennt 
darüber hinaus Dienstbarkeiten zur Ab-
sicherung der Nutzungsrechte, die eben-
falls ins Grundbuch eingetragen werden 
können. 

WiKu: Gibt es noch andere Fragen, die bei 
einer nachhaltigen Vertragsgestaltung 
solcher Projekte eine wichtige Rolle 
spielen sollten? 

Reppich: Neben den rein rechtlichen Fra-
gestellungen muss natürlich auch an die 
Vermeidung von Umständen gedacht 
werden, die den dauerhaften Betrieb 
von Photovoltaik-Dachanlagen faktisch 
beeinträchtigen können. Zum einen 
können Schäden am Dach selbst auftre-

ten oder Reparaturarbeiten an der Dach-
haut im Rahmen von Instandhaltungs- 
und Sanierungsmaßnahmen erforder-
lich werden. Dann muss die auf dem 
Dach befindliche Photovoltaik-Anlage 
für den betreffenden Zeitraum ganz oder 
teilweise außer Betrieb genommen wer-
den – das bedeutet unter Umständen 
einen längeren Produk tionsausfall, der 
kompensiert werden muss. 

Schießer: Für solche Fälle hat der Markt 
entsprechende Versicherungen ent-
wickelt. Sie decken nicht nur die Risiken 
des Photovoltaik-Betreibers ab. Quasi als 
Nebenprodukt lässt sich hier auch die 
Dachdichtigkeit versichern, und zwar 
weit über die übliche Gewährleistungs-
zeit hinaus, die Bauunternehmen für 
Flachdächer bieten: Während diese zehn 
Jahre beträgt, garantiert eine solche 
 Versicherung die Dachdichtigkeit für 
20 Jahre. Dies ist gerade für den Gebäu-
deeigentümer und Vermieter, aber auch 
für den Mieter des Objekts ein äußerst 
lohnender Nebeneffekt.

 Vom Schreibtisch ins Flugzeug
IVG Immobilien | Viele Prestigeobjekte

Von mangelnden Aktivitäten kann 
bei der IVG Immobilien AG,  eine 
der führenden Immobiliengesell-

schaften in Europa, keineswegs die Rede 
sein. Das Bonner Unternehmen realisierte 
in den vergangenen Wochen ehrgeizige 
Projekte und sorgte mit der Vermietung 
von interessanten Prestigeobjekten für po-
sitive Schlagzeigen. Die IVG ist eine eta-
blierte Größe in der Branche und managt 
ein Vermögen von 22 Mrd. Euro. Die Ge-
sellschaft verwaltet über ihr Niederlas-
sungsnetzwerk in verschiedenen deut-
schen und europäischen Metropolen mit 
etwa 700 Mitarbeitern eigene Immobilien 

(Marktwert 6,1 Mrd. Euro), betreut Spezi-
alfonds und Mandate für institutionelle 
Anleger mit einem Volumen von 12 Mrd. 
Euro sowie geschlossene Fonds mit einem 
Volumen von 3,3 Mrd. Euro.

Eines der modernsten Bürogebäude der 
ehemaligen Hauptstadt ist an der Bonner 
Museumsmeile komplett an die Deutsche 
Telekom vermietet worden. Der von der 
IVG entwickelte Komplex wurde anhand 
energieeffizienter Gesichtspunkte geplant 
und stellt durch die lichtdurchflutete 
 Konstruktion eine repräsentative Immo-
bilie mit 8 700 Quadratmetern Bürofläche 
dar. Auch in Berlin-Mitte verwirklichte 
die Immobiliengesellschaft mit einem 
Inves titionsaufwand von 160 Mio. Euro ein 
 ambitioniertes Projekt mit hohen Anforde-
rungen an Energieeffizienz und Umwelt-
schutz. Das Hackesche Quartier in zen-
traler Lage ist mit Photovoltaik-Anlagen, 

 einem eigenen Blockheizkraftwerk sowie 
begrünten Innenhöfen ausgestattet. „Mehr 
Mitte geht nicht! – dieser Satz charakteri-
siert das Hackesche Quartier optimal“, 
sagte Christian Köhler, Leiter IVG Deve-
lopment Berlin, im Rahmen des Richt fests 
Ende Juli 2009. Das gesamte Gebäude-
ensemble südlich des Bahnhofs Hacke-
scher Markt besteht aus sieben individuel-
len Einzelgebäuden. 80 % der Büroflächen 
konnten schon vor Baubeginn vermietet 
werden. Zu den zukünftigen Mietern zäh-
len beispielsweise die GASAG Berliner Gas-
werke AG, die Scholz & Friends AG sowie 
die NBB Netzgesellschaft Berlin-Branden-

burg mbH und Co. KG. In der Münchner 
City brachte die IVG die größte Vermietung 
in der bayerischen Landeshauptstadt seit 
mehr als einem Jahr über die Bühne. Die 
Frosch Touristik GmbH (FTI), einer der füh-
renden deutschen Reiseveranstalter, miete-
te 21 800 Quadratmeter Bürofläche im IVG-
Projekt „An den Brücken“ an. Durch die FTI 
Großanmietung kann der Münchner Rei-
seanbieter alle Unternehmen der Gruppe 
unter einem Dach vereinen. Auch dieses 
Immobilienprojekt wurde nach Green- 
Building-Aspekten verwirklicht. „Wir haben 
mit der FTI einen hervorragenden Mieter 
gewinnen können, der neben der zentralen 
Lage vor allem auch das ökologische Kon-
zept und die gestalterische und funktionale 
Qualität der Immobilie zu schätzen weiß“, 
erklärte der zuständige IVG-Projektentwick-
ler Teymur D. Khanmoradi.

„Eine der konkurrenzfähigsten Gewerbe-

immobilien der Welt“ – so bezeichnete der 
Frankfurter Wirtschaftsdezernent Markus 
Frank (CDU) die Weiterentwicklung des 
Airrail Centers – mit 660 Metern die längs-
te Gewerbeimmobilie des Landes – am 
Frankfurter Flughafen. Die IVG ist Haupt-
investor des Gebäudes über dem ICE-
Fernbahnhof am Airport der hessischen 
Metropole. Die politischen Weichen für 
das Projekt hat nun die schwarz-grüne 
 Koalition der Frankfurter Stadtverwaltung 
gestellt. Die Bauherren des Airrail Centers, 
die IVG und die Fraport AG, bekamen so-
mit grünes Licht, ein Parkhaus mit bis zu 
2 500 Stellplätzen auf neun Ebenen zu 
 errichten. Dieses mehrstöckige Gebäude 
wird durch eine Brücke direkt mit dem 
Center verbunden. Im nächsten Frühjahr 
sollen die Bauarbeiten abgeschlossen sein 
und es werden täglich mehr als 10 000 
Menschen im Airrail Center erwartet. Die 
Gewerbeimmobilie eröffnet damit den 
Mietern und Gästen die Möglichkeit, in-
nerhalb kurzer Zeit vom Schreibtisch aus 
den Check-in-Counter der Flugfahrtgesell-
schaften, den Regional- und Fernbahnhof 
sowie mit dem Auto das größte euro-
päische Autobahnkreuz zu erreichen. Be-
reits beim Richtfest im Juni 2009 teilte 
die IVG mit, dass 60 % der Fläche schon 
vermietet sei. So will beispielsweise die 
Wirt schaftsprüfungs- und Steuer bera-
tungs  gesellschaft KPMG am Frank furter 
Stand ort ihre Europa-Zentrale mit 36 000 
Quadratmetern errichten. 

So gut wie die umgesetzten und geplan-
ten Projekte der IVG auch sind, bleibt die 
Bonner Immobiliengesellschaft von den 
Folgen der internationalen Finanzmarkt-
krise nicht verschont. Das Unternehmen 
wies im zweiten Quartal 2009 ein Konzern-
ergebnis nach Steuern von minus 54,5 
(plus 39) Mio. Euro aus. Der Verlust ist um 
etwa 18 % höher ausgefallen als im ersten 
Quartal mit 44,8 Mio. Euro und war selbst 
von Analys ten nicht so hoch eingeschätzt. 
Aufgrund der schwierigen Marktsituation 
am In vestmentmarkt mussten bei Im mo-
bilien verkäufen Abschläge von rund 10 % 
gegenüber dem letzten Fair Value in Kauf 
genommen werden, so die IVG. Trotz 
 dieser Entwicklungen zeigt sich Gerhard 
Niess lein, Sprecher des IVG-Vorstands, zu-
versichtlich: „Wir sind davon überzeugt, 
dass die laufende Neuausrichtung IVG für 
den nächsten Aufschwung in eine sehr 
gute Startposition bringt.“ pht

Warenhausinsolvenz als Chance
Immobilienverband Deutschland Süd | München ist teuerster Einzelhandelsstandort

München liegt mit weitem Abstand 
an der Spitze der großen deut-
schen Bürostandorte. Das geht 

aus den Gewerbemarktberichten zum 
Frühjahr 2009 vom Marktforschungsinsti-
tut des Immobilienverbands Deutschland 
Süd e. V. (IVD) hervor. Der Büromarkt in 
der Landeshauptstadt zeigte sich 2008 
noch überwiegend unberührt von der 
Wirtschaftskrise. Der Büroflächenumsatz 
blieb trotz eines Rückgangs um 6,4 % mit 
etwa 780 200 Quadratmetern auf einem 
hohen sowie stabilen Niveau. Im Vergleich 
zum Vorjahr steigerte sich der reine Ver-
mietungsumsatz leicht um 3,1 %. Außer-
dem wurden um 14,7 % mehr Mietverträge 
abgeschlossen als im vorhergehenden Jahr. 
Die relativ stabile Lage in München begrün-
dete Prof. Stephan Kippes, Leiter des IVD-
Marktforschungsinstituts, unter anderem 
mit der verhältnismäßig geringen Arbeits-
losenquote von 4,9 %. Die Zahl der Erwerbs-
losen sei ein wichtiger Parameter für Büro-
immobilien, erklärte Kippes. Demnach kor-
respondiert die Anzahl der Beschäftigten 
mit der Preisentwicklung der Büromieten.

Nach dem Gewerbemarktbericht des 
IVD Süd ist und bleibt München der teu ers-
te Einzelhandelsstandort in Deutschland. 
Die Attraktivität der bayerischen  Metro pole 
ist auf die vorhandene Wirtschaftskraft, 
hohe Passantenfrequenz und auf das viel-
fältige Angebot zurückzuführen. Die La-
denmieten sind in München deutschland-
weit betrachtet am höchsten und auch die 
Flächennachfrage der Einzelhändler bleibt 
hier auf einem unveränderten Niveau. 
Trotz der aktuellen Wirtschaftslage rechnet 
man in der Landeshauptstadt aufgrund des 
anhaltenden Nachfragedrucks mit stabilen 
Mieten. Bis Ende 2009 soll in München 
eine Bürofläche von etwa 218 000 Quadrat-
metern fertiggestellt werden. Ein gewisses 
Gefährdungspotenzial für Vermieter und 
Investoren besteht nach Meinung der IVD-
Experten darin, dass Mie ter ökonomische 
Engpässe nicht meis tern oder im „worst 
case“ insolvent werden könnten.

Auf dem Münchner Investmentmarkt 
hat die Wirtschaftskrise hingegen offen-
sichtliche Spuren hinterlassen. Kippes 
führte diesbezüglich aus: „Allerdings hat-
ten wir immer gesagt, dass die riesigen 
Umsatzsteigerungen im Jahr 2006 und 
2007 völlig atypische Ausnahmeerschei-
nungen sind und es dann zu einer Norma-
lisierung auf einem wesentlich niedrigeren 

Niveau kommen wird. Im ersten Halbjahr 
2009 wurden in München nur rund 500 
Mio. Euro investiert, dies sind, wie das IVD-
Mitgliedsunternehmen Colliers Schauer & 
Schöll GmbH ermittelte, etwa 62 % weniger 
als im Vorjahreszeitraum.“ Die Investiti-
onsbereitschaft bei nationalen sowie inter-
nationalen Akteuren sei zwar grundsätzlich 
vorhanden, aber dennoch erscheine die 
Umsetzung der Vorhaben aufgrund eines 
restriktiven Bankenumfelds schwerfällig.

Die IVD-Gewerbemarktberichte unter-
suchten auch den gesamten bayerischen 
Büroimmobilienmarkt. Dieser war vom 
Frühjahr 2005 bis zum Herbst 2008 von zu-
nehmenden Büromieten und einer konti-
nuierlichen Stabilität geprägt. Das IVD-
Vorstandsmitglied Stephan Zehnter kom-
mentierte die neuesten Entwicklungen: 
„Im Frühjahr 2009 gaben die Büromieten 
in Bayern für den einfachen und mittleren 
Nutzungswert leicht nach. Die Mieten mit 
gutem Nutzungswert – Objekte in City-A-
Lage – nahmen im Vergleich zum Früh-
jahr 2008 von 7,8 Euro/Quadratmeter auf 
8 Euro/Quadratmeter zu.“ Während die at-
traktiven Innenstadtbereiche auch in der 
Finanzkrise bemerkenswert stabil blieben, 
stellte das IVD-Marktforschungsinstitut 
insbesondere im Münchner Umland Preis-
abschläge und eine längere Vermarktungs-
dauer fest. „Der geringfügige Anstieg der 
Preise trotz wirtschaftlich schwieriger Zei-
ten zeigt, dass es vielerorts eine Übernach-

frage nach dem guten Nutzungswert gab. 
Jetzt, wo den Unternehmen verstärkt Flä-
chen des guten Nutzungswerts zur Verfü-
gung stehen, werden diese von den Firmen 
angemietet, die sonst in den einfachen 
und mittleren Nutzungswert ausgewichen 
wären“, erklärte Zehnter. Im Bereich der 
Gewerbe- und Industriebaugrundstücke 
in Bayern wurden ähnliche Preisentwick-
lungen festgestellt. Vom Frühjahr 2006 bis 
zum Herbst 2007 stiegen die Beträge in 
diesem Segment kontinuierlich an, redu-
zierten sich jedoch im Frühjahr 2008 erst-
mals. Dieser Trend setzte sich auch im 
Frühjahr 2009 fort und die Preise schmä-
lerten sich leicht um minus 1,8   %.

Die IVD-Experten prognostizierten Ver-
änderungen am Markt für einzelhandels-
genutzte Immobilien, die sich anlässlich 
der Insolvenz großer Warenhauskonzerne 
wie etwa Hertie oder Karstadt ergeben 
werden. Hier würden sich neue Chancen 
anbieten, Alternativkonzepte für Kaufhäu-
ser in attraktiven Lagen im Innenstadtbe-
reich zu entwickeln. Das Hauptproblem 
allerdings identifizieren die Experten in 
der Nutzung der oberen Stockwerke. Hier 
besteht die besondere Herausforderung, 
die Käuferströme auch in die traditionell 
dürftig besuchten Kaufhausbereiche zu 
„leiten“ und somit die Möglichkeiten aus-
zuschöpfen, Flächen in den höheren Eta-
gen mit interessanten Konzepten effektiv 
zu nutzen. pht

Das Airrail Center – errichtet auf dem Dach des ICE-Fernbahnhofs am Frankfur-
ter Flughafen – ist mit 660 Metern eine der längsten Gewerbe immobilien Deutsch-
lands.  Foto: Airrail Center Frankfurt
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Der Münchner Immobilienmarkt bleibt auch in der Finanzmarktkrise stabil. Die 
robusten Qualitäten der bayerischen Metropole liegen in der lokalen Wirtschafts-
kraft und einer relativ geringen Arbeitslosenquote. Foto: Fotolia
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